
 >>

Die beiden ehemaligen Regierungsparteien haben einen Antrag 
im Nationalrat eingebracht, mit dem doch noch wesentliche 
Teile der geplanten Steuerreform 2020 bis zur Wahl Ende  
September beschlossen werden sollen. 

Hier eine Auswahl von einigen wesentlichen Änderungen:

Für Kleinunternehmer (Umsatz bis €  35.000,00) soll in der 
Einkommensteuer eine neue Pauschalierung geschaffen wer-
den. Die Grenze für die Sofortabschreibung von geringwerti-
gen Wirtschaftsgütern soll von € 400,00 auf € 800,00 angeho-
ben werden. Die Erklärung zur Berücksichtigung von Pendler-
pauschale sowie Familienbonus Plus und Alleinverdiener- oder 
Alleinerzieherabsetzbetrag soll künftig auch elektronisch beim 
Arbeitgeber abgegeben werden können.

Für den Verkehrsabsetzbetrag von Arbeitnehmern soll es 
einen Zuschlag von € 300,00 geben, wenn das Einkommen 
€ 15.500,00 im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser Zuschlag 
schleift sich zwischen einem Einkommen von € 15.500,00 und 
€ 21.500,00 auf Null ein. Auch soll eine um bis zu € 300,00 
höhere SV-Rückerstattung möglich sein (Deckelung von maxi-
mal 50 % von bestimmten Werbungskosten und der berech-
neten Einkommensteuer unter Null wie bisher). Der Pen- 
sionistenabsetzbetrag und der erhöhte Pensionistenab-
setzbetrag sollen um €  200,00 erhöht werden und künf-
tig €  600,00 bzw. €  964,00 betragen. Pensionisten sollen – 
statt bisher € 110,00 – künftig maximal € 300,00 SV-Rück-
erstattung erhalten, gedeckelt mit der berechneten Einkom-
mensteuer unter Null sowie mit maximal 75  % bestimmter  
Werbungskosten. 
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Wie ändert sich der Umsatzsteuersatz für  
elektronische Druckwerke?

Im Steuerreformgesetz 2020 soll nor-
miert werden, dass für elektronische 
Druckwerke, die nicht im Wesentlichen 
aus Video- oder Musikinhalten beste-
hen bzw. Werbezwecken dienen, der 
Umsatzsteuersatz ab 2020 10 % statt 
20 % beträgt. Die erläuternden Bemer-
kungen zu diesem Gesetz führen dazu 
weitere Details aus.

Ob das elektronische Druckwerk im Rah-
men einer sonstigen Leistung oder einer 
Lieferung – auch auf physischen Trägern 
– verkauft wird, soll ohne Bedeutung 
sein. Ebenso soll es unmaßgeblich sein, 

ob es sich um eine dauerhafte oder vor-
übergehende Überlassung handelt und 
ob die elektronische Publikation auch in 
einer physischen Version erhältlich ist. 

Was ist ein elektronisches Druckwerk?

Die elektronische Publikation soll aus 
schriftlichen bzw. lesbaren Inhalten 
bestehen, also vorwiegend text- bzw. 
bildbasiert sein, und keine interaktive 
Funktion haben und ihrem Wesen nach 
der Funktion eines physischen Druck-
werks entsprechen. Eine Recherche-
datenbank ist daher kein elektronisches 
Druckwerk. Hörbücher, die im Wesent- 
lichen die gleiche Funktion wie ge-
druckte Bücher erfüllen, sollen eben-
falls dem ermäßigten Steuersatz unter-
liegen. 

Schädlich wäre es, wenn das elektro-
nische Medium vollständig oder im 
Wesentlichen (audio)visuelle Inhalte  
(z. B. Videos) aufweist oder eine Inter-
aktionsmöglichkeit hat (beispielsweise 
Routenplanfunktion einer elektroni-
schen Karte). Wenn Artikel im Rahmen 
eines Onlineforums kommentiert wer-
den können oder wenn Zeitschriften mit 
einer Suchfunktion ausgestattet sind, so 
soll dies keinen Einfluss auf die Beurtei-
lung als elektronische Version eines phy-
sischen Druckwerks haben. Der Bezug 
der gesamten elektronischen Publika-

tion (z. B. Buch, Zeitung) soll für die 
Anwendung des ermäßigten Steuer- 
satzes nicht erforderlich sein. 

Ab wann gilt der ermäßigte  
Steuersatz?

Der anzuwendende Steuersatz soll sich 
nach dem Zeitpunkt der Leistungs-
erbringung richten. Bei elektronischer 
Zurverfügungstellung von Publikatio-
nen, beispielsweise in Form des (tem-
porären) Downloads, ist dies der Zeit-
punkt der Zugriffsmöglichkeit auf die 
publizierten Inhalte.

Beispiel: 
Ein Kunde erwirbt am 30. Dezember 
2019 das Recht, eine digitale Einzelaus-
gabe einer Zeitung (vom 19. Novem-
ber 2019) herunterzuladen. Die Bezah-
lung erfolgt umgehend – der tatsäch-
liche Download erfolgt erst am 2. Jän-
ner 2020. Der Download unterliegt dem 
Normalsteuersatz, weil der Leistungszeit-
punkt am 30. Dezember 2019 und somit 
vor Inkrafttreten des ermäßigten Steuer-
satzes liegt.

Auch bei An- bzw. Vorauszahlun-
gen sind Regelungen bezüglich dieser  
Steuersatzänderung zu beachten.

Die Gesetzwerdung bleibt abzuwarten. 
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Der Krankenversicherungsbeitrag, den 
Selbständige und Bauern selbst zu leis-
ten haben, soll ab 2020 von 7,65 % auf 
6,8 % gesenkt werden.

In der Umsatzsteuer sollen Reihenge-
schäfte, die Zuordnung der bewegten 
Lieferung und das grenzüberschreitende 
Konsignationslager einheitlich normiert 
werden. Elektronische Publikationen 
sollen einem Steuersatz von 10 % unter-
liegen. Bei innergemeinschaftlichen Lie-
ferungen sollen die Mitteilung der UID 
vom Kunden an dessen Lieferanten und 
die Abgabe der ZM durch den Lieferan-
ten eine materiell-rechtliche Voraus-
setzung für die Steuerbefreiung sein. 
Die Umsatzgrenze für die Steuerbe-
freiung von Kleinunternehmern in der 

Umsatzsteuer soll von € 30.000,00 auf 
€ 35.000,00 angehoben werden.

Im Körperschaftsteuergesetz sollen 
unter anderem das Abzugsverbot für 
bestimmte Zinsen und Lizenzgebühren 
nicht zur Anwendung kommen, wenn 
eine ausreichende Besteuerung der Zin-
sen und Lizenzgebühren aufgrund der 
Hinzurechnungsbesteuerung sicher-
gestellt ist. Auf Grund einer geänder-
ten EU-Richtlinie zur Bekämpfung von  
Steuervermeidungspraktiken sollen 
auch weitere Regelungen zu hybriden 
Gestaltungen normiert werden.

Bei der Berechnung der Normver-
brauchsabgabe (NoVA) wurde das Ver-
fahren zur Feststellung des C02/km-

Wertes umgestellt. Dadurch erhöhen 
sich die festgestellten C02-Emissions-
werte. Die bestehende NoVA-Formel 
soll nun annäherungsweise an die neuen 
C02-Emissionswerte angepasst werden. 
Auch für Krafträder soll die NoVA künftig 
auf Basis der C02-Emissionswerte erho-
ben werden. Die Bemessungsgrundlage 
der Kraftfahrzeugsteuer und die motor-
bezogene Versicherungssteuer sollen 
umgestaltet werden. Zudem werden 
hier Änderungen im Bereich der Befrei-
ung für Menschen mit Behinderung vor-
genommen.

Der Antrag war bei Drucklegung des 
Artikels im Nationalrat noch nicht 
beschlossen. Die weitere Gesetzwer-
dung bleibt also abzuwarten.  
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Der Finanzminister hat eine Verord-
nung unterzeichnet, die es per 1.7.2019 
ermöglicht, seine Einkommensteuer-
vorauszahlungen auch per Lastschrift-
mandat zu entrichten. Wenn man das 
Lastschriftverfahren nutzen möchte, so 
hat der Abgabepflichtige der zuständi-
gen Abgabenbehörde ein Lastschrift-
mandat über FinanzOnline zu erteilen 
oder es ist ein entsprechendes Formu-
lar (Formular SEPA1 auf www.bmf.gv.at 
– „Formulare“) unterschrieben im Ori-
ginal an die auf dem Formular genannte 
Adresse zu übermitteln.

Ein SEPA-Lastschriftmandat kann für 
die Einziehung von Abgaben nur erteilt 
werden, wenn 
 • das Abgabenkonto keinen vollstreck-
baren Rückstand ausweist, 

 • kein Antrag auf Zahlungserleichte-
rung eingebracht oder keine Bewil-
ligung einer Zahlungserleichterung 
aufrecht ist, 

 • kein Antrag auf Aussetzung der Ein-
hebung eingebracht und 

 • kein Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen des Abgabepflichtigen eröff-
net wurde. 

Das SEPA-Lastschriftmandat verliert 
seine Gültigkeit, wenn 
 • oben genannte Voraussetzungen 
nach Mandatserteilung eintreten, 

 • die Abgabenschuld aus Gründen, die 
vom Mandatsgeber zu vertreten sind, 
nicht verrechnet werden kann oder 

 • während eines Zeitraums von 36 
Monaten ab Erteilung oder ab der 
letzten Transaktion keine Einziehung 
mehr erfolgt.

Auf der Webseite des Finanzministe-
riums findet sich auch der Hinweis, 
dass die Einziehung mittels SEPA-Last-
schriftmandat unabhängig von etwa 
entstehenden Gutschriften oder vom 
Bestehen eines allfälligen Guthabens 
auf dem Abgabenkonto erfolgt. Der 
eingezogene Betrag wird jedenfalls für 
die Abdeckung der fälligen Einkom-
mensteuer-Vorauszahlung verwen-
det. Sollte diese durch eine zwischen-
zeitlich einlangende Gutschrift bereits 
abgedeckt sein, kann der eingezo-
gene Betrag auch zur Verrechnung mit 
anderen fälligen Abgaben verwendet 
werden. Wenn die Abgabenschuld aus 
Gründen, die vom Mandatsgeber zu 

vertreten sind, nicht verrechnet wer-
den kann, werden die dem zuständigen 
Finanzamt erwachsenden Spesen aus 
der Rücküberweisung dem Mandats-
geber bescheidmäßig vorgeschrieben.

Die Finanz hat dem Abgabepflichtigen 
bis spätestens einen Bankwerktag vor 
Durchführung der Einziehung eine Vor-
abinformation über den einzuziehen-
den Betrag zu übermitteln. Bei Abga-
ben, welche regelmäßig in gleicher 
Höhe eingezogen werden, hat eine Vor-
abinformation zumindest einmal pro 
Kalenderjahr zu erfolgen. 

Bei Änderung der Kontoverbindung des 
Mandatsgebers endet die Gültigkeit des 
erteilten SEPA-Lastschriftmandats. Der 
Mandatsgeber hat für die neue Konto-
verbindung ein neues SEPA-Lastschrift-
mandat zu erteilen. 

Der Widerruf eines SEPA-Lastschrift-
mandats ist der zuständigen Abgaben-
behörde gegenüber schriftlich zu erklä-
ren und wirkt ab dem Tag der Kennt-
niserlangung durch diese Abgabenbe-
hörde.

WIE KANN MAN EINKOMMENSTEUERVORAUSZAHLUNGEN PER 
LASTSCHRIFTMANDAT BEZAHLEN?

Auch das Abgabenänderungsgesetz 
2020 (AbgÄG 2020) liegt dem Natio-
nalrat durch Antrag der beiden ehema-
ligen Regierungsparteien zur Beschluss-
fassung vor. Darin enthalten sind unter 
anderem das neue Digitalsteuergesetz 
und wesentliche Änderungen in der 
Umsatzsteuer. Das Digitalsteuergesetz 
2020 bestimmt im Wesentlichen, dass 
große Konzerne, die weltweit einen 
Umsatz von € 750 Mio. und davon einen 
digitalen Werbeumsatz in Österreich 
von € 25 Mio. erzielen, künftig einer 
österreichischen Digitalsteuer von 5 % 
für Umsätze im Bereich der Onlinewer-
bung unterliegen sollen. Bemessungs-
grundlage ist das Entgelt, das der Onli-
newerbeleister von einem Auftragge-
ber erhält, vermindert um Ausgaben für 
Vorleistungen anderer Onlinewerbeleis-
ter, die nicht Teil seiner multinationalen 
Unternehmensgruppe sind.

Im Umsatzsteuergesetz sind unter 
anderem folgende Änderungen vorge-
sehen (Überblick):

 • Onlineplattformen sollen selbst bei 
bestimmten grenzüberschreitenden 
Lieferungen an Private als Lieferer 
gelten. Somit kann die österreichische 
Finanzverwaltung der Plattform selbst 
die Steuer vorschreiben.

 • Buchungsplattformen sollen ab 2020 
alle Buchungen und Umsätze den 
Behörden bekannt geben. Verletzt die 
Plattform ihre diesbezügliche Sorg-
falt, so soll sie bei nicht versteuerten 
Umsätzen haftbar gemacht werden 
können.

 • Lieferungen von Paketen aus Dritt-
staaten bis zu einem Warenwert von 
€ 22,00 sind bisher von der Einfuhr-
umsatzsteuer befreit. Diese Befreiung 
soll künftig entfallen. 

 • Für die Versteuerung von Einfuhr-Ver-
sandhandelsumsätzen sowie Dienst-
leistungen drittländischer Unterneh-
mer soll eine Sonderregelung einge-
führt werden.

 • Liefert ein EU-Unternehmer an Pri-
vate in Österreich, so unterlag dies bis-
her grundsätzlich erst ab einer Liefer-
schwelle von € 35.000,00 des Unter-
nehmers nach Österreich der Umsatz-
steuerpflicht. Künftig soll diese 
Schwelle entfallen, nur Kleinstunter-
nehmen (Umsätze bis € 10.000,00) 
sollen davon ausgenommen sein. 
Gleichzeitig soll eine Sonderrege-
lung zur vereinfachten Versteuerung 
grenzüberschreitender Umsätze im 
Binnenmarkt eingeführt werden.

Die Gesetzwerdung bleibt abzuwar- 
ten. 

Abgabenänderungsgesetz 2020: Neue Digital-
steuer und Änderungen in der Umsatzsteuer
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Mittlerweile ist es in vielen Betrieben üblich, dass die Mitar-
beiter mit Kollegen in anderen Städten oder anderen Büros 
zusammenarbeiten müssen. Dadurch entstehen neue und 
besondere Herausforderungen in der Kommunikation.

E-Mails eignen sich für Arbeiten, die zeitversetzt stattfin-
den können. Umfangreiche Daten können im Anhang über-
mittelt werden und man hat auch eine gute Dokumenta-
tion der Bearbeitung. Kurze Abstimmungen sind einfacher 
per Telefon oder SMS.

Aufgaben, die ein gemeinsames Arbeiten erfordern, kön-
nen mit Videokonferenzen vielleicht besser gelöst wer-
den. Auch wenn Kreativität bei der Lösungsfindung erfor-
derlich ist, ist ein verbaler und visueller Austausch oft hilf-
reicher als nur ein schriftlicher. Persönliche Meetings und, 
wenn nicht möglich, Videokonferenzen sind insbesondere 
bei emotionalen Themen die bessere Wahl, da Sie auch den 
Klang der Stimme und die Körpersprache Ihres Kollegen 
wahrnehmen können.

Wenn Sie gemeinsam an Dokumenten arbeiten, vereinba-
ren Sie Regeln oder technische Hilfsmittel, die ein verse-
hentliches Löschen oder Überschreiben von Änderungen 
vermeiden.

Arbeiten Sie laufend mit einem Kollegen digital zusammen, 
klären Sie mit Ihrem Kollegen auch, welche Uhrzeiten und 
Wochentage für Telefonate und SMS günstig sind. 

TIPPS ZUR DIGITALEN  
ZUSAMMENARBEIT

Muss man einen Dienst-
vertrag schriftlich 
abschließen?

STEUERTERMINE  |  AUGUST 2019

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Juni 2019 1,6 106,8 118,1

Mai 2019 1,7 106,7 118,1

April 2019 1,7 106,5 117,9

Fälligkeitsdatum 16. August 2019

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juni

L, DB, DZ, GKK, KommSt für Juli

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für II. Quartal 2019

ESt- und KöSt-Vorauszahlung  für III. Quartal 2019

Das Gesetz sieht für normale Dienstverhältnisse grundsätz-
lich keinen Zwang zum Abschluss eines schriftlichen Dienst-
vertrages vor (mit Ausnahmen: Insbesondere bei Verträgen 
zwischen nahen Angehörigen ist die entsprechende Judikatur 
zu beachten). Wenn kein schriftlicher Dienstvertrag vorliegt 
und das Dienstverhältnis länger als ein Monat dauert, so ist der 
Arbeitgeber lediglich verpflichtet, einen sogenannten Dienst-
zettel auszustellen. Das Gesetz regelt, welche Inhalte zumin-
dest im Dienstzettel angeführt werden müssen.

Worin liegt der Vorteil eines schriftlichen Dienstvertrages?

Ein schriftlicher Dienstvertrag ist juristisch betrachtet eine 
Willensübereinkunft zum schriftlich festgehaltenen Vertrags-
inhalt. Sowohl der Arbeitgeber wie auch der Arbeitnehmer 
unterschreiben den Dienstvertrag zum Zeichen des beider-
seitigen Einverständnisses. Mit einem Dienstzettel gibt der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nur jene Konditionen bekannt, 
die mündlich vereinbart wurden. Kommt es zum Streit, kann 
der Arbeitnehmer behaupten und versuchen zu beweisen, 
dass die mündliche Vereinbarung nicht mit dem Dienstzet-
tel übereinstimmt. Eine Probezeit oder bestimmte Kündi-
gungstermine, die nicht mündlich vereinbart wurden und nur 
im Dienstzettel angeführt sind, gelten als nicht vereinbart, 
außer der Kollektivvertrag regelt dies ohnehin. Wurde dies in 
einem schriftlichen Dienstvertrag festgehalten und kommt es 
zur Willensübereinkunft durch Unterschrift von Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, so hat der Dienstvertrag höhere Beweis-
kraft als ein Dienstzettel im Falle einer Auseinandersetzung 
vor einem Arbeitsgericht.  
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